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Das Inquistlionsschreitien des aargau'schen katholischen

Kirchenraths gegen den Verein der hl. Kindheit.

Leider hat sich die Hoffnung, daß das Ansschrei-

ben des kath. Kirchenraths gegen den Verein der hl. Kind-

heit unächt sei, nicht bewährt, das Aktenstück liegt nun

schwarz aus weiß vor uns und lautet wörtlich:
Aarau, den 24. September 1857.

Der Kathotische Kirchenrath des Kantons Aargau
an

die Tit. Dekanate und Stiftvorstände.
Bekanntlich bestehen, in mehreren kath. Gemeinden des

Auslandes sowohl als der Schweiz schon seit längerer Zeit
s. g. „Vereine zur Kindheit Jesu", welche angeblich zum

Zwecke haben, durch regelmäßige Spenden, welche von den

dem Vereine angehörenden Kindern bezogen werden, die

Heidenkinder zu retten n. dgl.

Nach znverläßigen Mittheilungen soll dieser Verein auch

in unserm Kanton durch die Bemühungen einzelner Geist-

lichen immer mehr und mehr um sich greifen, ja hie und

da nicht nur zu den sonderbarsten Verpflichtungen, wie Pa-

thenpflichten mit Pathengeschenken rc., sondern von Seite

der Kinder selbst zu Diebereien am Eigenthum der Eltern

geführt haben.

Wir glauben nicht nöthig zu haben, auf das Unstatt-

hafte und Verderbliche der Sache aufmerksam machen zu

müssen, während der christliche Wohlthätigkeitssinn der Ju-
gend aus mannigfaltige andere Weise bethätiget und aus

nähere und sicherer» Zwecke hingeleitet werden kann ; und

ertheilen Ihnen demnach den Auftrag, darüber nähere Er-

kundigungen einzuziehen, ob und wo, und in welcher Weise

i» Ihrem Kapitel solche Vereine bestehen und bethätiget

werden, worauf Sie Uns dann das Ergebniß Ihrer Nach-

forschnngen beförderlich mittheilen wollen, damit wir, wo

nöthig, das weiter Angemessene verfügen können.

Der Präsident:

(Six.) A. Keller.
Der Sekretär:

sLix.) Wieland.
Ohne Zweifel werden die Antworte» der Hochw. De-

kanatc und Sttstvorstände den kath. Kirchenrath über seine

Besorgnisse vollständig beruhigen und derselbe sich zu keinen

weitern Verfügungen bewogen finden. Dieß steht um so

mehr in Aussicht, da nicht einzusehen ist, von welchem
Standpunkt ans ein allfälliges Verbot gegen den Verein

der hl. Kindheit erfolgen könnte?

a) Vvm kirchlichen Standpunkt aus? Der katho-
tische Kirchenrath des Aargau's kann doch unmöglich als

unkirchlich verbieten und verdammen, was Papst und

Bischöfe genehmigen und empfehlen!

b) Vom staatlichen Standpunkt? Die Bundesvcr-

fassnng und die neuen Institutionen der Schweiz gewähr-

leisten das freie Ver ein s recht, und so gut seiner Zeit
der Bundesrath z. B. die Mitglieder des Grütli-Vereins

gegen die Verfügungen der Berner-Regierung schützte, eben

so gut und noch besser könnten die Mitglieder des Vereins

der hl. Kindheit den Bundesschutz gegen allfällige kantonale

Verbotsbeschlüsse in Anspruch nehmen.

Eine Verfügung könnte daher nach unserer Ansicht einzig

gegen einzelne fehlbare Mitglieder wegen einzelnen
erwiesenen Thatsachen (z. B. Diebereien, insofern solche

wirkliche und nicht erfundene Angaben sind) stattfinden;
aber auch in diesem Falle konnten und dürften keine andern

als die allgemeinen polizeilichen Vorschriften gegen die ein-

zeluen Fehlbaren angewendet, nicht aber A»suahms-Verfü-

gnngen gegen die Gesammtheit des Vereins erlassen werden.

Dieses Inqnisitionsschrtiben des kath. Kirchenraths des

Aargau's kann zwar dem Verein der hl. Kindheit nur from-

men, denn die Wahrheit wird dadurch an den Tag treten,

der Verein bekannter und die Betheiligung des Volkes an

demselben eifriger werden; allein das Jngnisttionsschreiben

hat eine andere bedenklichere Seite, indem es zeigt,
wie man von einer gewissen Seite geneigt ist, überall im

Kirchlichen zu maßregeln und zu schulmeistern und selbst ui
den unschuldigsten Regungen des kirchlichen Lebens Hexen

und Gespenster zu wittern. Doch auch in dieser Beziehung

kann dieses Aktenstück von Nutzen sein, indem es das bi-

schöfliche Ordinariat, die Geistlichkeit und die Gemeinden

des kathol. Aargau's an den alten Spruch: unxu«
nosee leonem" — erinnert I
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Beiträge M Geschichte des Priester-Seminars des

Disthoms Dasel.

>-< -s Abermals hat die achtundzwaiizigjâhrige Semi-
nargeschichte einen Schritt vorwärts gethan. Bekannter-
maßen hat der Kanton Solothurn für Erstellung des
Seminars laut der Berner-Uebereinknnft in finan-
zieller Beziehung das Meiste zu leisten; unterm l5. Ok-
tober hat nun die oberste Landesbehörde dieses Kantons
diese Uebereinknnft definitiv genehmigt; Solothurn ist

dadurch den übrigen Dwzesankautvnen mit einem guten
Beispiele vorangegangen. Wenn wir sagen: guten Bei-
spiel, so bezieht sich dieß nur auf die Erstellung des Prie-
sterhanses, nicht aber auf alle Bedingungen derselben, denn

viele der Letztern finden in- und außerhalb der Diözese

fortwährend als „bureaukratische Mißgeburten" großen Tadel.

Mit anerkenneuswerther Freistunigkeit hat Hr. Josef
Sury v. Büssi im Schooße des soloth. Kantonsraths
diese Rüge ausgesprochen; seine Bemerkungen zu Gunsten

der Kirchen Freiheit verdienen in weitern Kreisen be-

kannt zu werden : „Der Gegenstand — bemerkte der Red-

ner u. A. — sei zu wichtig, um denselben ohne Diskussion

zu erledigen, und er wolle nicht, daß sein Stillschweigen
als ein EinVerständniß mit dem ganzen Vorschlage ausge-

legt werde. Er begreife unter Anderm nicht, daß in unserm

Lande der Freiheit die Bestimmung habe aufgenommen

werden können, daß zur Aufnahme in dieses Seminar au-

ßer dem wie billig verlangten Zeugniß über Befähigung
und gute Sitten noch eine spezielle Erlaubniß der

betreffenden Kautonsregieruug gefordert werde. Nirgends
werde eine ähnliche Erlaubniß beim Besuche einer höhern

Lehranstalt gefordert, warum denn hier? Mit dieser Be-

stimmung könne der größte Mißbrauch getrieben werden,
indem es einzRnen Kautonsregierungen beikommen könnte,

auf diese Weise gerade die talentvollsten und würdigsten
Kandidaten vom Eintritte in den geistlichen Stand fcrnzu-
halten. Man setze das Beispiel voraus, die Regierung von

Freiburg schließe mit dem Kt. Bern über Bildung der

protestantischen Kandidaten der Theologie (für den Murr-
ner-Bezirk) einen ähnlichen Vertrag; welches Geschrei gegen

Intoleranz und über Gefährdung der persönlichen Freiheit
würde in der ganzen Schweiz errönen, wenn sich die kath.

Regierung von Freiburg einen ähnlichen Vorbehalt erlauben

würde?

„Der Redner kann sich auch mit dem vorgeschlagenen

Modus für die Wahl des Regens und Subregen s

nicht einverstanden erklären. Er begreife nicht, wie man

dem Hochw. Bischöfe, welcher doch in neuester Zeit noch

die deutlichsten Beweise seiner großen Milde und Versöhn-

lichkeit gegeben, dieses Mißtrauensvotum entgegenhalten

dürfe. Auch bei einem allfälligen Nachfolger wäre nichts

zu befürchten, indem ja nach dem Concordat die Bischofs

wähl nie auf eine der Mehrheit der Diözesanstände uuan

genehme Person fallen könne. Nach dem vorgeschlagene,'

Wahlmodus, nach welchem die Semiuarvorstäude ebenfalls

xersonW ^rà der Regierungen sein müssen, könne sehr

leicht der Hochw. Bischof zu einer i h m unangenehmen Wahl

gezwungen werden, oder dann die ganze Existenz des Se-

minars wieder in Frage gestellt werden. Man müsse zudem

immer bedenken, daß sich unter den sieben Biözesanständen

drei beinahe ganz protestantische befinden, und zudem

ein paritätischer, der den Katholiken noch mehr Befürch-

tungen zu verursachen geeignet ist, als jene drei zu-
sa mm e ng eu o mm en. Uebrigens sei das Seminar ein

rein kirchliches Institut, und er begreife nickt, warum man

die Leitung desselben nicht, wie in allen andern Ländern,

sowohl katholischen als paritätischen, geschehe, ausschließlich

den Händen des Hochw. Bischofs anvertrauen wolle.

„Obwohl man nun aber für die Stelle des Regens

eine person» xr»t» habe, und auch die Oberaufsichtsbehörde^
der Hochw. Bischof, eine person» Zr»t» sein müsse, und

derselbe von vier von den Ständen ernannten Domherren

berathen werde, so genüge dieß Alles noch nichr, indem

noch eine besondere Aufsichtsbehörde von drei weltli-
chen Mitgliedern aufgestellt werde, und sich überdieß noch

jeder Kanton das Nechr vorbehalte, zu jeder Zeit Com-
missarien zur Untersuchung des Seminars abschicken zu

können I Dieß sei wahrlich ein unnöthiger Aufwand von

Schutzwehren gegen Gefahren, die nicht existiren und nicht

existiren können, und werde höchstens dazu dienen, die Ein-

heit im Unterricht, in der Disziplin und Ordnung in der

neuen Anstalt zu zerstören. Leider sei diese Bestimmung

auch eine Frucht des Mißtrauens, welches in dieser ganzen

Uebereinknnft an Tag trete, und in welcher leicht die für

die katholischen Institute so unheilvolle Hand des aar-
g au'scheu Gesandten erkannt werden müsse. Nur mit

gegenseitigem Vertrauen könne aber ein solches Institut ge-

deihen. Der Sprecher will keine Suprematie der Kirche,

aber eben so wenig die Omnipotenz des Staates; jeder

soll in der ihm von Gott und der Natur vorgezeichneten

Sphäre seine Thätigkeit entfalten können; der Staat
finde namentlich bei den vorherrschenden materiellen Be-

dürfnissen hinlänglich Beschäftigung, ohne in allen Sakri-
steien und Beichtstühlen herumzustöbern. Ungeachtet

aller dieser gewiß begründeten Einwendungen müsse der

Sprechende dennoch für Annahme der Uebereinkunft stinv

men, indem die Verwerfung desselben die Herstellung des

Seminars auf sehr lange Zeit verzögern, wahrscheinlich

ganz verunmöglichen würde; zudem gehe ans den VerHand-

lungen der Diözesanstände deutlich hervor, daß die An-
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nähme des vorliegenden Entwurfes von Seite der kirch-
lichen Oberbehörde bereits gesichert sei."

Nachdem mm der Kt. Solothnrn mit Ratifikation
des Beruer-Vertrags vorangegangen ist, so steht die Ge-

nehmignng desselben dnrch sämmtliche Diözesanstände in naher

Aussicht. Da jedoch die Einrichtung des neuen Priester-
Hauses immerhin noch einige Zeit in Anspruch nehmen wird,
so hat der Hochw. Bischof von Basel den dießjährigen

Priesteramts-Caudidaten den Besuch der Seminarien von

St. Gallen, Chur oder Speier rc. vorgeschrieben.

Memorial des Stiftes Nheinau an Negierungsrath und

Großen Rath des Kantons Zürich.

Hochgeachteter Herr Präsident!
Hochgeachtete Herren N e gi er u n g s - Nä th e ;

Wenn wir es wagen, mit gegenwärtiger Bittschrift bei

Hochdenselben einzukommen, so wird uns diesen ernsten

Schritt kein Billigdenkender vorargen. Durch Gesetz vom

22. März 1836 ist unserem Stifte „bis zu weitern gesetz-

lichen Bestimmungen" die Aufnahme von Novizen unter-

sagt, das freie Verwaltungsrecht unsers Stiftungsvermö-
gens beschränkt und demselben eine exzeptionelle Steuer-

last überbunden. Vor Allem setzte das Verbot der Novi-

zen-Aufnahme unser Stift in eine peinliche prekäre Lage.

Die Wortfassung des angeführten Gesetzes ließ uns hoffen,

daß dieses Verbot nur den Charakter einer interimistischen

Maßregel au sich trage, welcher in Bälde eine difinitive

Negnliruug des Verhältnisses im Wege eines zn erlassen-

den Novizen-Gesetzes, folgen werde. In dieser Auffassung

des Verhältnisses wurden wir im Jahre 1839 durch münd-

liche Zusicheruugen amtlich bestärkt. Im Jahr 1843 und

1846 erlaubten wir uns, in bescheidenen Zuschriften um

eine günstigere und würdigere Stellung unsers Stiftes zu

Petitioniren. Wir erhielten den ausweichenden Bescheid,

»daß der (damalige) Zeitpunkt nicht geeignet erscheine'

»bei dem Großen Rathe auf eine Abänderung des Gese-

»tzes anzutragen." Seit Erlaß des Gesetzes vom 22. März
1836 sind nun 21 für uns kummervolle Jahre verflossen;

der Tod hat die Reihe der Konventsmitglieder gelichtet,

wir sind in unserer Mehrzahl dem Greisenalter näher ge

ruckt und sehen die Heimgegangenen Mitbrüder durch keinen

Nachwuchs jüngerer Kräfte ergänzt und ausgefüllt. Auge-

sichts dieser traurigen Lage unsers Stiftes sehen wir uns

"> unserm Gewissen hoch verpflichtet, nach mehr denn zehn

jährigem geduldigem, aber wehmüthigem Schweigen endlich

einmal wieder unsere immer inständiger bittende Stimme

zu unserer Landesbehörde zu erheben, um für unser uraltes

Stift von Ihrer Großmurh und Gerechtigkeit nach so lau-

ger und herber Prufnngszeit einen, seine Existenz sichern

den, hoffnungsvollen Zustand zu erwirken.

Unser erstes und hauptsächlichstes Gesuch geht daher auf

möglichst beförderlichen Erlaß eines billigen UoviMSUf-
nahme-Gesctzes.

-»so '.-Mchl!,r< tzm -UNià-n .m»
Die Gewährung dieses Gesuches bildet die Lebens-

frage unsers Stiftes; ohne Gestattung der Novizenauf-
nähme müßte dasselbe innert einer Reihe weniger Jahre
der sichern Auflösung unrettbar entgegen geben. Will
man dieses? Kann man dieses wollen? Wir glauben dieß

nicht fürchten zn müssen: Es läge hierin ja ein offenbarer

Eingriff in persönliche und korporative Rechte, und unsere

Zeit ist ja eine der persönlichen Freiheit ganz besonders

gewogene Zeit. Jede Persönlichkeit bewegt sich unbeirrt

von staatlicher Einwirkung in dem Kreise der von ihr selbst

gewählten Wirksamkeit und es gehört die Beseitigung oder

möglichste Einschränkung der staatlichen Bevormundung des

Individuums zu den höchsten Postulaten des Geistes der

Neuzeit. Sollte einzig die Wahl des beschaulichen, klö-

sterlichen Lebens vervönt und von Staatswegen verunmög-

licht werden? Wäre dieß überall nicht gerechtfertigt, so

widerstritte dieß ganz besonders den Ansprüchen der Ange-

hörigen republikanischer Gemeinwesen. Woher sollte dem

Staate auch das Recht gegeben sein, ein selbstständiges

Individuum an der Wahl des klösterlichen Lebens zu hin-
dern? Wer hat sich darüber mit Grund zu beklagen?

Wenn aber der Einzelne nicht gehindert werden kann, den

klösterlichen Beruf zu wählen, hat der Staat denn eigent-

lieh ein besseres Recht, eine korporative Vereinigung
geistig verwandter, zu beschaulichem Leben hingezogener In-
dividuen zu untersagen? — Wir kennen die entgegenstehende

Theorie und die ihr entsprechende geübte Staatspraxis.
Sind wir auch keineswegs Willens, diesen theoretischen

Meinungskampf weiter zu erörtern, so glaubten wir uns

doch erlauben zn dürfen, hier an die allgemeine naturrecht-

liche Seite der Frage zu erinnern. Jedenfalls glauben wir
im Kt. Mrich für den Bestand unsers Stiftes nickt ban-

gen zn dürfen. Schon der Geist seiner Gesetzgebung be-

ruhigt uns. Der § 19 des bürgerlichen Gesetzbuches ver-

langt nur zur Entstehung staatlicher oder kirchlicher
Korporationen die Genehmigung des Staates' Hierin scheint

die Anerkennung zn liegen, daß die bereits bestehenden
(kirchlichen) Korporationen einer weiter» „Genehmigung"
nicht mehr bedürfen oder daß in ihrem gegenwärtigen Be-

stände jedenfalls in so weit erw orb e n e Re ch t e involvirt
sind, daß dieselben im Allgemeinen aus den Staats-
schütz rechnen können und daher ihre Aufhebung nur durch

besondere erhebliche Gründe mvtivirt und durchgeführt
werden soll. Noch klarer liegt diese Auffassung in § 45
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des bürgerlichen Gesetzbuches ausgesprochen, wonach nur
„gegenüber einer entarteten oder dem Kredit oder

andern öffentlichen Verhältnissen gefährden-
den Korporation der Negiernngsrath reform irend ein-

wirken" und ebenso der Große Rath nur solche Korporativ-

nen, „welche unerlaubte und unsittliche oder gemeinschäd-

liche Zwecke verfolgen," auflösen kann, und zwar erst, nach-

dem der betreffenden Korporation Gelegenheit gegeben war,
j/fich zu vertheidigen." ?lus gleichen« Grunde ist dein Gro-
ßen Nathe ausdrücklich zur Pflicht gemacht, „den Aufhe-

bungsbeschluß zu begründen." Dieß Alles geschah, weil,
wie der hochachtbare Redaktor in seinen quasi-offiziellen

Anmerkungen beifügt, «veil „das Gesetzbuch die korporative

Freiheit begünstiget," und die Behörde nicht „zu ungebühr-
licher bureankratischer Einmischung in die innern Angele-
genheiten der Korporationen ermächtigen will."

Wo sollte nach diesen in der Zürcher Gesetzgebung aus-

gesprochenen Grundsätzen Veranlassung gefunden werden

können, unserm Stifte länger die essentiellen Bedingungen
semer Existenz verkümmern oder vorenthalten zu «vollen?

linser Stift ist ununterbrochen seiner kirchlichen Zweckbe-

stimmung getreulich nachgekommen. Still lebten wir unserm

friedlichen Berufe und weihten stiftungsgemäß uns und «in-

sere Kräfte „dem Lobe Gottes und der klösterlichen Pflich-
ten-Uebung." Weltliches Treiben und politische Intriguen
waren uns vön jeher fremd, wie denn auch noch von kei-

»er Seite nach dieser Richtung auch nur eine Klage gegen

uns laut geworden; sowohl mit den Behörden des Staa-
tes als auch mit unserer nächsten Umgebung stunden wir
von jeher in gutem Vernehmen und haben mit Wissen Nie-
maiid gekränkt oder in seinen Rechten beeinträchtigt. So
«veit die Verhältnisse und Kräfte es gestatteten, suchten wir
auch durch.Zugenderziehung und Uebernahme kirchlicher Pa-
storation uns gemeinnützig zu erzeigen. Mit redlicher Sorg-
fält bewahrten wir unser materielles Stiftungsgut und

äufneten dasselbe durch weise Sparsamkeit, wodurch uns

möglich wurde, nah und ferne der Armuth und ökonomischer

Bedrängniß mildthätig zu Hilfe zu kommen. Mißbräuch-
lichr Vergeudung des Vermögens oder luxuriöses Wohlleben

wird uns nicht vorgeworfen werden können. Man wird
diese Erinnerung uns nicht als eitle Ruhmsucht deuten:
wir wollten damit nur allfällige Beschuldigung der „Ent-
artuug" von Anis ablehnen und mit aller Energie eines

reinen Bewußtseins uns dagegen verwahren, daß unsere

Lebensweise irgendwie „den Kredit oder andere öffentliche

Interessen zu gefährden geeignet sei."

Wir haben sonach nach den positiven Bestimmungen
unsers zürcherischen Landesrechts das Recht auf Fvrtexistenz

unseres Stiftes nicht verwirkt. Wollten auch die vo» uns

«»geführten Gesetzesstellen wesentlich auf privatrechtlichc

Korporationen bezogen werden («vas nach der ganz allge-
meinen Fassung des § 43 und nach den in den Anmerkun-

gen ausgesprochenen Grundsätzen nicht wohl geschehen kann)

und wollte auch ohne Einschränkung zugegeben werden, daß

einfache klösterliche Verbindungen — ohne Anspruch auf

irgend eine privilegirte äußere Rechtsstellung — nicht zu

deu Privat-Jnstituten, sondern zu den „öffentlichen"
Korporationen zu zählen seien, bei denen der Staat die

gewöhnlichen persönlichen Rechte ihrer Mitglieder mehr
zu beschränken ein Recht und ein Interesse haben soll («vas

unbedingt gewiß kaum richtig wäre), so müßte doch auch

in diesen Fällen, zumal in einer Republik, für die direkte

oder indirekte Aufhebung einer Korporation immerhin eine

erhebliche, jeder Befangenheit und jeder eigennützigen Rück-

ficht fremde Motivirung gefordert werden müssen. Die
bloße Meinung von der Entbehrlichkeit der betreffenden

Korporation, oder die nach blos subjektiven Faktoren ge-

machte Taxation der größern oder geringern Leistungen der-

selben kann hier natürlich nicht entscheiden. Es dürfen,

nm uns der schönen und wahren Worte des GesetzesRe-

daktors zu bedienen, die Staatsbehörden nicht „ihren
Willen an die Stelle des Korvorationswillens setzen" und

es muß mit andern Worten eine Korporation nach dem

Sinne und Geist ihrer Stiftung beurtheilt werden. Unsere
Korporation ist eine kirchliche Stiftung und es kann daher

an ihre Leistung wesentlich auch nur der kirchliche Maaß-
stab unserer Konfession gelegt werden. Aus dem gleichen

Grunde ist daher unser Stiftsvermögen ein konfessionell-

kirchliches Vermögen, das seiner Bestimmung nicht entfrem-

det werden darf. Dieser Umstand ist ein neuer Grund

unserer Hoffnung, daß unserm Stifte die nothwendigen

Bedingungen seiner Existenz nicht verweigert werden «vollen.

Was gewänne auch der Staat bei dessen'Untergang? Wir
leben ja m einem Staate, welcher fremdes Eigenthum ach-

tet und namentlich auch fromme Stiftungen ehrt und heilig

hält. Unser Vermögen gehört von Rechtens wegen der

Kirche und zwar natürlich der Kirche unserer Konfession.

Zerstört man daher unser Stift, so verfällt unser Vermö-

gen unserer Kirche. Das lehren allgemeine Rechtsbegriffe,

das lehrt auch unser zürcherischcs Kantonalrecht (siehe § 47

und 48 des Gesetzbuches). Klar und richtig sagt der Re-

daktor und Interpret des Gesetzes: „Ein Korporationsgut

für kirchliche Zwecke wird dem Kirch en gute der be»

treffenden Gemeinde einverleibt. Das Klostergut
hat im Nl lg em e i n en ebenfalls dieseN atur und

soll daher zu kirchlichen Zwecken der dktttjscvbeil

Konfession verwendet werden, zunächst zur Dotation der

Gemeindekirche und ihres Kultus, dann auch, wenn dieses

Bedürfniß befriediget und andere Neb en-Rücksichten, z.

(Siehe Beiblatt Nr. 43.)


	

